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1-001-0000 

AUSSCHUSS FÜR WIRTSCHAFT UND WÄHRUNG 
 

WIRTSCHAFTSPOLITISCHER DIALOG MIT PASCHAL DONOHOE,  
VORSITZENDER DER EUROGROUP 

 
BRÜSSEL, 

DONNERSTAG, 29. Juni 2023 
1-002-0000 

VORSITZ: IRENE TINAGLI  
Vorsitzende des Ausschusses für Wirtschaft und Währung 

 
(Der Wirtschaftsdialog wird um 11.36 Uhr eröffnet.) 
1-003-0000 
Vorsitzende. – Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns mit unserem 
wirtschaftspolitischen Dialog und Meinungsaustausch mit Paschal Donohoe, dem Präsidenten 
der Euro-Gruppe, beginnen. Willkommen, Herr Donohoe.  
 
Der vorherige Dialog mit dem Präsidenten der Euro-Gruppe fand letztes Jahr, im Februar 2022, 
statt. Gegenstand des heutigen Austauschs ist das aktuelle Arbeitsprogramm der Euro-Gruppe 
sowie auch die Umsetzung der politischen Empfehlungen 2023 für das Euro-Währungsgebiet 
insgesamt. Wir haben Gelegenheit, uns mit Themen wie dem adäquaten haushaltspolitischen 
Kurs, den Maßnahmen zur Unterstützung der Erholung und des langfristigen Wachstums, dem 
EU-Rahmen für die wirtschaftspolitische Steuerung für das reibungslose Funktionieren der 
WWU, der Stärkung der Bankenunion, dem digitalen Euro und der internationalen Rolle des 
Euro zu befassen.  
 
Ich freue mich sehr über Ihre Anwesenheit, Herr Donohoe. Für uns sind, wie Sie wissen, die 
Zusammenarbeit und der Meinungsaustausch mit Ihnen sehr wichtig. Vielen Dank, dass Sie 
heute bei uns sind.  
 
Präsident Donohoe hat jetzt etwa fünf Minuten Zeit für einleitende Bemerkungen. Daran 
schließt sich die Fragerunde mit neun Fragen und Antworten an. Sie umfasst eine erste Runde 
mit sieben Fragen, mit anderthalb Minuten für die Anfangsfrage und drei Minuten für die 
Antwort, mit der Möglichkeit einer Folgefrage von einer halben Minute und maximal einer 
Minute für die Antwort. Darauf folgt eine zweite Runde mit zwei Fragen, mit einer Minute für 
die Frage und zwei Minuten für die Antwort. Wenn die Zeit dies zulässt, können natürlich noch 
Fragen per spontaner Wortmeldung gestellt werden, bevor der Präsident der Euro-Gruppe zwei 
Minuten für abschließende Bemerkungen hat.  
 
Damit erteile ich Ihnen, Herr Präsident, das Wort. 
1-004-0000 
Paschal Donohoe, Präsident der Euro-Gruppe. – Frau Vorsitzende, sehr geehrte Mitglieder 
des Europäischen Parlaments, meine Damen und Herren, guten Morgen. Es ist mir eine Freude, 
heute für diesen wirtschaftspolitischen Dialog bei Ihnen zu sein, nachdem ich erneut zum 
Präsidenten der Euro-Gruppe gewählt wurde. Es ist auch großartig, persönlich hier zu sein.  
 
Der wirtschaftliche Kontext unseres heutigen Dialogs ist komplex. Wir stehen vor vielen 
Herausforderungen, aber auch vor zahlreichen Chancen, und diese Herausforderungen und 
Chancen sind miteinander verknüpft. Lassen Sie mich also gleich zu den wichtigsten Themen 



2  29-06-2023 

im Zusammenhang mit dem wirtschaftlichen Umfeld kommen, die sich in den Prioritäten der 
Euro-Gruppe niederschlagen – angefangen bei den wirtschaftlichen Aussichten.  
 
Es ist ermutigend, dass sich die Wirtschaft des Euro-Währungsgebiets mit einem Wachstum 
von 3,5 % im vergangenen Jahr angesichts der sehr starken Belastungen durch den 
schrecklichen Krieg Russlands gegen die Ukraine und die damit verbundenen Energie- und 
Rohstoffpreisschocks erneut als widerstandsfähig erwiesen hat. Die Arbeitslosigkeit liegt auf 
einem Rekordtief, und unser Bankensystem ist dank der Reformen des letzten Jahrzehnts 
solider geworden. Die Energiepreise und die Inflation sinken. Der zugrunde liegende 
Preisdruck besteht allerdings eindeutig fort.  
 
Wir sind uns zunehmend des Umstands bewusst, dass sich die Dynamik in der ersten Hälfte 
dieses Jahres abgeschwächt hat. Einiges davon war zu erwarten, aber die letzten 
veröffentlichten Daten haben enttäuscht, da ein praktisch unverändertes Aktivitätsniveau mit 
dem beginnenden zweiten Halbjahr 2023 zu verzeichnen ist. Ich bin zwar weiterhin fest davon 
überzeugt, dass die Wirtschaft des Euro-Währungsgebiets in diesem Jahr wachsen wird, muss 
aber auch feststellen, dass die Bedingungen schwieriger sind und sich die politischen 
Entscheidungen und die Kompromisse komplexer gestalten. 
 
Wir sollten uns jedoch keinen einzigen Augenblick fatalistisch geben und dürfen die 
Abwärtsrisiken, vor denen wir jetzt stehen, nicht unterschätzen. Die Haushalte und 
Unternehmen stehen vor steigenden Kreditkosten. Eine hohe Kerninflation hat sich auf die 
Kaufkraft ausgewirkt, und Veränderungen in den Lieferketten stellen Unternehmen jeglicher 
Größe vor Herausforderungen.  
 
Unsere unmittelbare Priorität ist ganz klar: Wir müssen die Inflation senken und gleichzeitig 
die Finanzstabilität und das Wachstum wahren. Vor diesem Hintergrund spielt die 
Koordinierung der Fiskalpolitik, die den Kern der Arbeit der Euro-Gruppe bildet, mit Blick auf 
Stabilität und Wachstum eine enorm wichtige Rolle. Die Euro-Gruppe ist übereingekommen, 
dass die Fiskalpolitik in den Jahren 2023 und 2024 von Vorsicht geprägt sein muss, um 
mittelfristig die Schuldentragfähigkeit zu sichern und gleichzeitig das Potenzialwachstum 
nachhaltig zu steigern.  
 
Eine striktere Haushaltspolitik ist ebenfalls wichtig, um die Inflation einzudämmen. Die Euro-
Gruppe stimmt darin überein, dass die Haushaltspolitik die Bemühungen der EZB unterstützen 
und keine breit angelegten Impulse für die gesamtwirtschaftliche Nachfrage geben sollte, was 
die Arbeit der Geldpolitik weiter erschweren würde.  
 
Viel kann in dieser Hinsicht bereits durch die Abwicklung bestehender 
Unterstützungsmaßnahmen im Energiebereich unter Ausnutzung der günstigeren Lage auf den 
Energiemärkten erreicht werden – was gerade auch schon passiert. 
 
Dies entspricht dem gemeinsamen Verständnis in der Euro-Gruppe, und wir werden in wenigen 
Wochen erneut Bilanz ziehen, wenn wir eine Erklärung über die Ausrichtung der 
Haushaltspolitik für 2024 abgeben werden. 
 
In diesem Zusammenhang möchte ich auf die gesonderte, aber damit zusammenhängende Frage 
der Reform der wirtschaftspolitischen Steuerung eingehen. Die Euro-Gruppe ist natürlich sehr 
daran interessiert, und wir haben eine Reihe von Beratungen über den Rahmen geführt. Der 
Schwerpunkt lag dabei auf den Besonderheiten des Euro-Währungsgebiets. 
 
Mit der Veröffentlichung der Gesetzgebungsvorschläge und der Überführung dieser Arbeiten 
in den ECOFIN-Rat unter der schwedischen Ratspräsidentschaft sind große Fortschritte erzielt 
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worden. Mit dem anstehenden spanischen Vorsitz sollten jetzt alle Regierungen und Akteure 
weiterhin eng zusammenarbeiten, um eine Einigung über dieses wichtige Dossier zu erzielen. 
 
Wie ich bereits erwähnt habe, dürfen wir den Gesamtkontext der Wachstumsverlangsamung, 
der hohen Inflation und der höheren Fremdkapitalkosten nicht vergessen. 
 
Vor diesem Hintergrund können wir uns kein weiteres Risiko leisten, das voll und ganz 
vermeidbar ist und entstehen würde, wenn wir keine Einigung über die Regeln für unsere 
Haushaltsführung erzielen. Wir schulden es unseren Bürgerinnen und Bürgern, einen Rahmen 
zu schaffen, der funktioniert und nachhaltiges Wachstum ermöglicht. Wir brauchen einen 
transparenten und durchsetzbaren Rahmen, bei dem die nationale Eigenverantwortung von 
grundlegender Bedeutung ist. 
 
Parallel dazu müssen wir private Investitionen für ein umweltfreundlicheres, digitaleres und 
wettbewerbsfähigeres Europa mobilisieren, und zwar in einer Weise, die haushaltspolitisch 
verantwortlich ist. In diesem Zusammenhang möchte ich abschließend zwei Zahlen nennen: 
null und drei. Bei ersterem handelt es sich um die Fremdkapitalkosten im Euro-Währungsgebiet 
vor zwei Jahren, bei Letzteren um die Fremdkapitalkosten heute. Wir müssen möglichst bald 
ein Einvernehmen über diese Problematik erzielen, andernfalls geraten wir in diesem Bereich 
eventuell in Schwierigkeiten.  
 
Lassen Sie mich kurz auf drei weitere wichtige Themen der Euro-Gruppe eingehen: 
 
Erstens der digitale Euro. Ich glaube, dass der digitale Euro ein großes Potenzial hat, unsere 
finanzielle Souveränität, unsere Widerstandsfähigkeit und unsere Wettbewerbsfähigkeit zu 
erhöhen. 
 
Die Welt ist digitaler geworden, wird in Zukunft noch digitaler werden, und der digitale Euro 
wird das Bargeld ergänzen. Er könnte – und ich denke, er wird es auch – eine europäische 
Zahlungslösung bieten, die es unseren Bürgerinnen und Bürgern ermöglicht, überall im Euro-
Währungsgebiet und jederzeit mit einem sicherem, von der EZB ausgegebenem Zahlungsmittel 
bezahlen. 
 
Seit Beginn dieses Projekts hat die Euro-Gruppe als wichtiger Interessenträger und 
demokratischer Vertreter und demokratisches Forum das Thema regelmäßig erörtert und einen 
konstruktiven Dialog mit der EZB und der Kommission geführt. 
 
Die EZB hat gute Fortschritte bei der Eingrenzung möglicher Gestaltungsoptionen erzielt, und 
die Kommission hat einen Gesetzgebungsvorschlag zur Schaffung eines Rechtsrahmens 
vorgelegt. 
 
Das sind wichtige Schritte, aber wir müssen noch mehr tun, bevor wir den Punkt erreichen, an 
dem die EZB entscheiden kann, ob sie mit der eigentlichen Emission fortfährt oder nicht. Ich 
weiß, dass Sie und der Rat nun den Vorschlag der Kommission überprüfen werden, aber ich 
bin davon überzeugt, dass sich es eine Menge über die Vorteile dieses Vorhabens sagen lässt. 
 
Bei dem zweiten Thema, der Bankenunion, handelt es sich um eine wirklich wichtige Initiative, 
was unsere Stabilität und Wettbewerbsfähigkeit und damit auch Resilienz und Autonomie 
betrifft. Es wurden große Fortschritte erzielt, deren Wert während der Pandemie deutlich wurde. 
Wir müssen aber auch einräumen, dass es sich um eine immer noch unvollständige Union 
handelt. In den letzten Jahren haben wir hart daran gearbeitet, dieses Problem anzugehen. 
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Unsere Einigung über die Reform des ESM umfasst eine gemeinsame Letztsicherung für den 
einheitlichen Abwicklungsfonds, die einsatzbereit sein wird, sobald der überarbeitete ESM-
Vertrag in allen Mitgliedstaaten des Euro-Währungsgebiets ratifiziert ist. 
 
Im Juni letzten Jahres kam die Euro-Gruppe ferner überein, dass die Arbeiten zur weiteren 
Vollendung der Bankenunion fortgesetzt werden sollten, wobei zunächst der Verbesserung des 
EU-Rahmens für das Krisenmanagement und die nationale Einlagensicherung Vorrang 
eingeräumt werden sollte.  
 
Dies ist natürlich nicht der allumfassende Fahrplan, den wir anstreben, doch sind Fortschritte 
bei einer wichtigen Säule der Bankenunion jetzt durchaus möglich. Es geht darum, unseren 
Abwicklungsrahmen für kleine und mittlere Banken zu verbessern und dadurch Einleger und 
Steuerzahler besser zu schützen. 
 
Ich begrüße den Vorschlag der Kommission vom April sehr und hoffe und wünsche, dass wir 
alle Hebel in Bewegung setzen, um noch in dieser Wahlperiode eine Einigung zu erzielen. Wir 
werden den Stand der Bankenunion in der Euro-Gruppe weiter verfolgen und weitere 
Maßnahmen zu ihrer Vollendung ins Auge fassen. 
 
Was schließlich die Kapitalmarktunion betrifft, so sind gut integrierte Kapitalmärkte 
ausschlaggebend dafür, dass sich private Geldgeber stärker engagieren, und dafür, dass die 
Quadratur des Kreises gelingt, d. h., in einer Zeit sich ändernder Haushaltspolitik mehr Mittel 
aufzutun, um mehr zu erreichen. Es muss mehr getan werden, und die derzeitige geopolitische 
Lage erhöht die Dringlichkeit dieser Bemühungen. Das wurde auch auf dem Euro-Gipfel im 
März festgestellt, auf dem die Staats- und Regierungschefs weitere Anstrengungen zur 
Entwicklung der Kapitalmarktunion forderten. Die Euro-Gruppe ist dieser Aufforderung 
gefolgt und hat eine Reihe strategischer Beratungen über die Zukunft der europäischen Kapital- 
und Finanzmärkte eingeleitet, die in den kommenden Monaten fortgesetzt werden. 
 
Dieser Prozess sollte sich unserer Auffassung nach deutlich von Vorschlägen abheben, die 
derzeit von den Mitgesetzgebern geprüft werden. Unsere Arbeit besteht darin, die politische 
Dynamik über die Dossiers hinaus, an denen Sie derzeit arbeiten, zu verstärken und Bereiche 
zu ermitteln, in denen weitere Fortschritte möglich sind und in denen wir alle Organe auffordern 
könnten, im nächsten Zyklus weitere Maßnahmen zu ergreifen. 
 
Damit komme ich zum Schluss meiner Ausführungen. Ich freue mich sehr auf die Fragen des 
Ausschusses. 
1-005-0000 
Lídia Pereira (PPE). – Herr Präsident der Euro-Gruppe! Diese Anhörung im Europäischen 
Parlament hätte zu keinem besseren Zeitpunkt stattfinden können.  
 
Wir sehen uns mit einer technischen Rezession in Europa konfrontiert, die die wirtschaftliche 
Erholung gefährdet; wir haben eine hohe Inflation, die die Kaufkraft der privaten Haushalte 
bedroht, und eine niedrige Produktivität, die unsere globale Wettbewerbsfähigkeit gefährdet. 
 
Wenn ich mein eigenes Land, Portugal, betrachte, sehe ich, dass die Lage noch ernster ist: Die 
Produktivität liegt 35 % unter dem europäischen Durchschnitt, die Staatsverschuldung ist die 
dritthöchste in Europa, und die Steuern stellen die fünfthöchste Steuerlast in der Union dar.  
 
Dies ist der herausfordernde Kontext, in dem wir die Reform der wirtschaftspolitischen 
Steuerung erörtern, auch wenn der portugiesische Premierminister erklärt hat, dass dies nicht 
der Zeitpunkt sei, um über Defizit- oder Schuldengrenzen zu debattieren. Die Wahrheit ist, dass 
dies tatsächlich der richtige Zeitpunkt ist.  
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Wenn die öffentlichen Haushalte ausgeglichen sind, müssen hochwertige, 
arbeitsplatzschaffende öffentliche Investitionen getätigt werden, die die Bereitstellung von 
öffentlichen Dienstleistungen sicherstellen, die von den Bürgerinnen und Bürgern zumindest 
als angemessen angesehen werden. Die Staatsverschuldung muss nachhaltig abgebaut werden, 
um die Solidarität zwischen den Generationen sicherzustellen und ein Engagement für die 
jüngeren Generationen zu zeigen.  
 
Deshalb können wir die jüngeren Steuerzahler nicht weiter mit den unverantwortlichen 
Entscheidungen der Gegenwart belasten.  
 
Ich möchte Sie daher fragen, ob Sie der Meinung sind, dass das Europäische Semester im 
Bereich der Steuern weiterentwickelt werden sollte, und ob die Europäische Union 
länderspezifische Empfehlungen zu übermäßigen steuerlichen Belastungen abgeben sollte, 
damit der Mittelstand, der nach und nach die Kosten der Wirtschaftskrisen trägt, nicht überlastet 
wird.  
1-006-0000 
Paschal Donohoe, Präsident der Euro-Gruppe. – Vielen Dank für Ihren Kommentar und Ihre 
Fragen, sehr geehrte Frau Abgeordnete. Ich bin mir des komplexen wirtschaftlichen Umfelds, 
das Sie beschreiben, überaus bewusst, aber über einen makroökonomischen Ansatz hinaus – 
was das für die Haushalte bedeutet, was das für Familien bedeutet, was das bedeutet, wenn man 
als Familie die Lebenshaltungskosten explodieren und die Kosten für Lebensmittel so stark 
ansteigen sieht, oder wenn man als kleines Unternehmen plötzlich mit Blick auf die eigene 
Lieferkette und alle benötigten Rohstoffe feststellen muss, dass alles sehr viel komplexer 
geworden ist und sich verteuert hat. Wir verlangen von unseren Bürgerinnen und Bürgern, dass 
sie sich diesen Herausforderungen nach der äußerst schwierigen Zeit einer Pandemie stellen, 
die viele noch immer begleitet und die die meisten erst jetzt wirklich hinter sich haben. Wir 
durchleben jetzt also eine sehr schwierige Zeit. 
 
Abgesehen davon glaube ich, dass innerhalb der Euro-Gruppe das Bewusstsein dafür sehr 
ausgeprägt ist, dass jetzt die Schulden auf tragfähige Weise abgebaut werden müssen und auf 
die von Ihnen angesprochene Generationengerechtigkeit reagiert werden muss. Aber unsere 
Schulden auf eine Art und Weise zu reduzieren, die auch tragfähig ist und die auch der Tatsache 
Rechnung trägt, dass es im Moment immer noch staatliche Interventionen gibt, die notwendig 
sind, um beispielsweise die Kosten des Krieges zu bewältigen und um etwa unsere am meisten 
gefährdeten Haushalte und Arbeitgeber zu unterstützen, die es besonders schwer haben – dieses 
Gleichgewicht gehört zu den Dingen, die die Euro-Gruppe in unseren Haushaltserklärungen in 
den letzten Monaten festgestellt hat und auch im Juli wieder feststellen wird.  
 
Was die Rolle der länderspezifischen Empfehlungen zur Besteuerung angeht, so ist das, wie 
Sie sicher wissen, Sache der Kommission, aber ich muss zugeben, dass, wenn ich mir die 
Wirtschaftsleistung Portugals ansehe – und ich hatte das große Vergnügen, Minister Medina 
dort vor einigen Wochen zu besuchen, und er ist auch ein hervorragender Kollege in der Euro-
Gruppe –, die Verringerung des Defizits in der portugiesischen Wirtschaft in den letzten Jahren 
sehr, sehr deutlich war, und auch das Wachstum der Wirtschaft und die 
Beschäftigungsentwicklung sind beachtlich ausgefallen.  
 
Ich weiß um die Produktivitätsherausforderung, die Sie beschrieben haben. Es handelt sich um 
eine Produktivitätsherausforderung, vor der viele Volkswirtschaften derzeit stehen. Ich bin 
jedoch der Ansicht, dass die Bemühungen vieler Volkswirtschaften des Euro-Währungsgebiets 
in diesem Jahr, die Kreditaufnahme in Zeiten hoher Inflation und steigender 
Fremdkapitalkosten zu verringern, der richtige Weg ist, auf dem wir uns befinden und den wir 
auch angesichts der aktuellen Inflationsproblematik fortsetzen müssen. Dabei müssen wir aber 
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auch den anderen komplexen Herausforderungen, auf die ich Bezug genommen habe, und den 
Bedürfnissen unserer Gesellschaft Rechnung tragen. Ein solches Gleichgewicht wollen wir 
derzeit als Gruppe von Ministern erreichen. 
1-007-0000 
Margarida Marques (S&D). – Herr Präsident! Ich werde ebenfalls auf Portugiesisch sprechen 
und möchte Ihre Hinweise auf die Entwicklung der wirtschaftlichen Lage in Portugal, 
insbesondere auf die Entwicklung der Schulden Portugals, hervorheben, die meiner Meinung 
nach anerkannt werden sollte. 
 
In Ihrer Rede haben Sie jedoch – mehrfach – auf den Vorschlag der Kommission zur 
Überarbeitung der Vorschriften über die wirtschaftspolitische Steuerung Bezug genommen. Ich 
kann Ihren Ausführungen nur beipflichten, möchte Ihnen aber einige Fragen zu genau diesem 
Thema stellen.  
 
Zunächst möchte ich Sie nach Ihrer Gesamtbewertung fragen, aber nicht nur nach Ihrer 
Gesamtbewertung. Ich möchte Ihnen konkretere Fragen stellen: Wie hat sich diese Debatte im 
Rat (Wirtschaft und Finanzen) entwickelt?  
 
Sind Sie andererseits der Meinung, dass der Rat in der Lage ist, noch in diesem Jahr eine 
Einigung zu erzielen? Wir wissen, dass eine derartige Einigung, wie Sie erwähnt haben, 
dringend notwendig ist.  
 
Außerdem möchte ich Sie bitten, sich zum Stand der Dinge in Bezug auf die interne Aufteilung 
der Mitgliedstaaten zu äußern, d. h. zu den Punkten, die die meisten Auseinandersetzungen 
verursachen. Könnten Sie uns darüber hinaus bitte Ihre Gedanken über das anvisierte Ziel bzw. 
die möglichen anvisierten Ziele mitteilen?  
 
Wenn Sie einen Änderungsantrag zum Kommissionsvorschlag vornehmen müssten, was 
würden Sie vorschlagen?  
 
Abschließend noch zu diesem Thema: Wird der Zeitfaktor als starker und ausreichender Anreiz 
für die Mitgliedstaaten angesehen, die notwendigen strategischen Investitionen zu tätigen, oder 
ist dagegen eine Unterstützung durch eine Fiskalkapazität wie etwa NextGenerationEU 
erforderlich?  
1-008-0000 
Paschal Donohoe, Präsident der Euro-Gruppe. – Sehr geehrte Frau Abgeordnete, herzlichen 
Dank für Ihre Fragen. Ich werde mein Bestes tun, um sie nacheinander zu beantworten.  
 
Zunächst also mein Eindruck davon, wie sich das Thema im Rat (Wirtschaft und Finanzen) 
entwickelt, wobei ich betonen möchte, dass ich als Präsident der Euro-Gruppe hier bin und dass 
wie Sie wissen unser ECOFIN-Format unter der Leitung der turnusmäßig wechselnden Vorsitze 
steht. Natürlich weiß ich aus den Gesprächen mit meinen Kollegen, wie sich der Prozess 
entwickelt, und ich habe das Privileg, jeden Monat an dem informellen Frühstück des Rates 
(Wirtschaft und Finanzen) teilzunehmen. Was also die Entwicklung der Debatte innerhalb des 
Rates (Wirtschaft und Finanzen) angeht, so glaube ich, dass sie sich sehr konstruktiv entwickelt. 
Ich denke, dass der schwedische Ratsvorsitz sehr gute Arbeit geleistet hat, um den Prozess 
voranzubringen. Doch bei einem so komplexen und so heiklen Projekt halte ich es für wichtig, 
einzuräumen, dass noch viel zu tun ist. Und wir freuen uns sehr auf eine enge Zusammenarbeit 
mit dem spanischen Ratsvorsitz bei diesem Vorhaben. Der spanische Ratsvorsitz fällt in eine 
für den Prozess der wirtschaftspolitischen Steuerung besonders wichtige Zeit, denn um in dieser 
Angelegenheit zu einem Abschluss und einer Einigung zu gelangen, müssen wir natürlich die 
grundlegende Rolle unseres Parlaments und Ihres Organs anerkennen und Ihnen so viel Zeit 
wie möglich einräumen, damit Sie Ihre Arbeit machen können. Und die Zeit ist im Moment 
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sehr knapp bemessen, was wir alle wissen. Der spanische Ratsvorsitz wird also sehr rasch eine 
sehr wichtige Aufgabe zu bewältigen haben, und wir alle wollen sie dabei natürlich 
unterstützen.  
 
Kann meines Erachtens eine Einigung erzielt werden? Ja, ich glaube ganz entschieden, dass 
eine Einigung möglich ist. Aber um auf den Punkt zurückzukommen, den ich gerade 
angesprochen habe: Wir werden in den kommenden Wochen und Monaten viel zu tun haben. 
 
Das, was Sie als Teilung und Konflikt bezeichnen, würde ich etwas anders beschreiben. Es gibt 
Meinungsverschiedenheiten, die darin begründet sind, dass es im Rat (Wirtschaft und Finanzen) 
unterschiedliche politische Traditionen und verschiedene nationale Wirtschaftsperspektiven 
gibt, so wie es, wie ich weiß, auch in diesem Parlament und in diesem Ausschuss 
unterschiedliche Auffassungen gibt. Ich war aber mehr als fünf Jahren Mitglied des Rates 
(Wirtschaft und Finanzen), und ich muss sagen, dass die Diskussionen über die 
wirtschaftspolitische Steuerung in einem Ton geführt werden, der Meinungsunterschiede 
offenbart, aber es ist keine Debatte, die ich als konfliktgeladen bezeichnen würde. Die Minister 
akzeptieren die unterschiedlichen Standpunkte. Meines Erachtens ist aber auch immer noch der 
Wille vorhanden, eine Einigung zu erzielen. 
 
Was die Frage angeht, wie meiner Ansicht nach etwaige anvisierte Ziele aussehen könnten, so 
kann ich Ihnen im Moment leider keine Auskunft geben, aber ich kann Ihnen sagen, welche 
Unterschiede derzeit öffentlich bekannt sind. Es gibt viele verschiedene Ansichten zu den 
einzelnen Aspekten des Kommissionsvorschlags. Einer der großen, allgemein bekannten 
Themenbereiche, an denen weitergearbeitet werden muss, sind die Kompromisse hinsichtlich 
der Frage, wie weitere Investitionen getätigt werden können, und die Ansicht anderer Kollegen, 
dass ein stärkerer Rahmen in Bezug auf den Schuldenabbau erforderlich ist. Das ist ein 
Kernbereich, in dem wir weiter vorankommen müssen, und Sie wissen, dass es dazu 
unterschiedliche öffentliche Meinungen gibt.  
 
Es muss aber auch unbedingt festgehalten werden, dass es zwar schon allein zu diesem Thema 
unterschiedliche Ansichten gibt, viele meiner Kollegen aber auch gesagt haben, dass der 
Vorschlag der Kommission eine wirklich gute Diskussionsgrundlage bietet. Und ich weiß, dass 
die Arbeit in der kommenden Zeit darauf aufbauen wird.  
 
In Bezug auf Ihre letzte Frage, welche Änderungen meiner Meinung nach vorgenommen 
werden sollten, fürchte ich, dass wir etwas später auf diese Frage zurückkommen sollten. Es ist 
nicht an mir, den weiteren Verlauf des Prozesses vorherzusagen. Während ich einen bestimmten 
Bereich für eine Veränderung benennen würde, würden andere Ministerkollegen, so weiß ich, 
einen anderen Bereich wählen, das gebe ich zu. Ich denke, dass es sich im Verlauf des Jahres 
hoffentlich etwas besser abzeichnen wird, wohin der Fortschritt geht. Wir haben noch viel zu 
tun, aber die Gespräche werden in einer Weise geführt, die ihrer Bedeutsamkeit gerecht wird. 
1-009-0000 
Margarida Marques (S&D). – Herr Präsident! Welche Risiken bestehen Ihrer Ansicht nach, 
wenn keine rechtzeitige Einigung erzielt wird?  
1-010-0000 
Paschal Donohoe, Präsident der Euro-Gruppe. – Vielen Dank für die Erinnerung. Ich bin 
zuversichtlich, dass wir vielen Risiken aus dem Weg gehen können. Das größte Risiko besteht 
natürlich darin, dass in Ermangelung eines gemeinsam vereinbarten mittelfristigen 
Haushaltsrahmens die haushaltspolitische Koordinierung innerhalb des Euro-Währungsgebiets 
sehr schwierig wird. Die Gefahr, dass die jeweilige Haushaltspolitik der Mitgliedstaaten in 
unterschiedliche Richtungen geht, macht es für uns viel schwieriger, alle wirtschaftlichen 
Risiken zu bewältigen, die ich benannt habe. Das zu vermeiden, liegt in unser aller Interesse. 
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1-011-0000 
Billy Kelleher (Renew). – Vielen Dank Frau Vorsitzende. Ich begrüße Sie, Herr Minister. Ich 
möchte zu Beginn darauf hinweisen, dass die IWF-Vizechefin kürzlich davor gewarnt hat, dass 
die Politik der EZB in Bezug auf Zinserhöhungen unter Umständen eine Finanzkrise auslösen 
könnte. Sie sagten, dass wir noch nicht so weit sind, aber wenn wir auf diesem Weg 
weitermachen, könnten wir zu einem Szenario mit einer Divergenz der Volkswirtschaften im 
Euro-Währungsgebiet kommen: eine große Menge an Staatsverschuldung in einigen Ländern 
und kein stützender makroökonomischer Governance-Rahmen, kein 
Einlagenversicherungssystem, kein Einlagensicherungssystem für das Krisenmanagement, und 
dann, wenn wir uns dem Ende der Notfallklausel nähern und diese gegen Ende dieses Jahres 
bzw. Anfang 2024 ausläuft, könnte der Euro eindeutig in eine sehr prekäre Lage geraten, sollten 
wir es nicht schaffen, eine politische Einigung über den makroökonomischen 
Steuerungsrahmen zu erzielen. 
 
Was die länderspezifischen Aspekte angeht, Herr Präsident der Euro-Gruppe, darf ich Sie 
fragen, wie Sie dazu stehen, dass wir akzeptieren müssen, dass es keine Patentlösung für alle 
gibt, was die Volkswirtschaften, die Staatsverschuldung und den Druck angeht, der auf einigen 
Regierungen lastet, wenn sie versuchen, diese Verschuldung aufrechtzuerhalten, und dass wir 
uns gleichzeitig, wenn Sie über die Tragfähigkeit der Verschuldung sprechen, auch der 
Nachhaltigkeit der Gesellschaften und der politischen Strukturen in den Ländern selbst bewusst 
sein müssen, die unter der Verschuldung wieder zu ächzen beginnen, und dass dies durch die 
Erhöhung der EZB noch verschärft wird, sogar während wir hier sprechen.  
 
Haben Sie also Ideen, wie wir das länderspezifische Konzept handhaben können? Und sind Sie 
der Ansicht, dass es genügend Kapazitäten gibt, um in der Euro-Gruppe und im weiteren Sinne 
auch im Rat (Wirtschaft und Finanzen) eine Einigung zu erzielen? Zumal dies für mich die 
grundlegendste Frage ist – wie wir die politische gesellschaftliche Stabilität in Europa wahren, 
wie es uns gelingt, Schulden abzubauen, gleichzeitig aber Dienstleistungen zu erhalten, wobei 
zu berücksichtigen ist, dass die Bürgerinnen und Bürger in einigen Ländern aufgrund der 
Kreditkrise, der COVID-19-Pandemie und jetzt auch des enormen Inflationsdrucks auf die 
Haushalte seit fast zehn Jahren unter enormer Belastung stehen. Dabei handelt es sich lediglich 
um eine Beobachtung, zu der ich gern Ihre Sichtweise erfahren möchte. 
1-012-0000 
Paschal Donohoe, Präsident der Euro-Gruppe. – Vielen Dank für Ihre Fragen und 
Anmerkungen, MdEP Kelleher. Ich möchte mit Ihrer letzten Bemerkung beginnen und sie zu 
meinem ersten Punkt machen. Ich verstehe Ihren Standpunkt in Bezug auf den 
gesellschaftlichen Kontext der wirtschaftlichen Debatte, die wir führen, und stimme Ihnen darin 
voll und ganz zu. Als MdEP Pereira ihre Frage an mich richtete, musste ich leider zunächst 
sagen, dass es für Haushalte und Unternehmen ein schwieriges Jahrzehnt war. Für viele ist es 
auch im Moment schwierig. Ich denke, dass es bei unserer Arbeit enorm wichtig ist, dass wir 
die großen Konzepte, von denen wir reden, mit dieser Alltagsrealität in Beziehung setzen 
können. Ich bin Politiker wie Sie und sehe genau die Herausforderungen, vor denen viele im 
Moment stehen.  
 
Ich möchte zuerst auf die Fragen eingehen, die Sie mir zu den länderspezifischen Aspekten der 
wirtschaftspolitischen Steuerung gestellt haben, und dann auf Ihre Bemerkung bezüglich der 
Frage, wie wir die Schuldentragfähigkeit verbessern und gleichzeitig die politische 
Unterstützung dafür bewahren können. Erstens zu den länderspezifischen Aspekten: Glaube 
ich, dass wir Vertrauen aufbauen können, wenn wir einräumen, dass die Schuldensituation jedes 
Landes derzeit unterschiedlich ist und dass es innerhalb des Euro-Währungsgebiets eine 
größere Divergenz der Schuldenniveaus gegeben hat, die durch den Krieg und dann durch die 
Folgen einer Pandemie verursacht wurde, und dass wir dann den Schuldenabbau für die 
verschiedenen Länder auf verlässliche Weise handhaben müssen? Ja, ich glaube, dass wir dieses 
Gleichgewicht erreichen können. Wir müssen dann aber auch einen Weg finden, wie wir diese 
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Schuldenabbaustrategien umsetzen können, wobei das gesamte Euro-Währungsgebiet darauf 
vertrauen können muss, dass die Zusagen hinsichtlich der Verringerung der Schulden auch dazu 
führen werden, dass diese Schulden abgebaut werden. Ich glaube, dass wir dieses 
Gleichgewicht in der laufenden Debatte im Rahmen der wirtschaftspolitischen Steuerung 
erreichen können, wobei jedoch erneut zu betonen ist, dass dies innerhalb des Rates „Wirtschaft 
und Finanzen“ geschieht.  
 
In Bezug auf Ihre Frage, wie wir politische Unterstützung für die Verringerung der 
Kreditaufnahme und den Schuldenabbau erhalten können, bin ich der Ansicht, dass die Antwort 
darauf angesichts der Schwierigkeiten, die wir beide sehen, zwei Aspekte umfasst. Der erste 
Aspekt betrifft das politische Argument, d. h. den Versuch, die Gesellschaft davon zu 
überzeugen, dass wir nicht unbegrenzt mit der Verschuldung der COVID-Ära weitermachen 
können, denn wenn wir das tun, entstehen – möglicherweise ganz schnell – neue Risiken und 
Probleme. Zweitens müssen wir bei der Verringerung der Kreditaufnahme, die wir vornehmen 
müssen, Mittel und Wege finden, um weiterhin in Dinge zu investieren, die das Leben der 
Menschen heute entscheidend verbessern können. Ein ganz konkretes Beispiel dafür – das Sie 
und ich sehr gut kennen – ist die Frage, wie wir Investitionen in den Bau von mehr Wohnungen 
aufrechterhalten können, während wir gleichzeitig versuchen, die Kreditaufnahme für laufende 
Ausgaben zu reduzieren. Das ist für mich das Gleichgewicht, das wir für Irland erreichen 
müssen, aber viele andere Volkswirtschaften im Euro-Währungsgebiet stehen vor genau 
derselben Herausforderung.  
 
Ich möchte sehr geehrte Vorsitzende damit schließen, dass ich auf die einleitenden 
Bemerkungen von MdEP Kelleher zurückkomme. Ich bin mir absolut sicher, dass wir die 
Solidität und Widerstandsfähigkeit des Euro unter allen Bedingungen, die sich möglicherweise 
ergeben, aufrechterhalten können. Ich habe durchaus festgestellt, dass Sie auf die Bemerkungen 
der IWF-Vizechefin und die verschiedenen Risiken, die entstehen könnten, Bezug genommen 
haben, bin aber sehr zuversichtlich, dass wir diese Art von Schreckensszenarien vermeiden 
können. Die IWF-Vizechefin würde wohl auch einräumen, dass eine mittelfristig anhaltende 
sehr hohe Inflation für die Wirtschaft des Euro-Währungsgebiets sehr besorgniserregende 
Folgen haben wird, was unseren Lebensstandard und unsere Wettbewerbsfähigkeit betrifft. Das 
ist der Kurs, den wir zu verfolgen versuchen, um jetzt die Inflation zu senken und gleichzeitig 
die Herausforderungen und Risiken zu bewältigen, die Sie mir gerade genannt haben. 
1-013-0000 
Ville Niinistö (Verts/ALE). Vielen Dank, Frau Vorsitzende, und vielen Dank an den 
Präsidenten, dass Sie zu uns gekommen sind. Wir als Grüne haben uns einen regelmäßigeren 
Austausch mit Ihnen gewünscht. Wir freuen uns, dass wir hier möglicherweise einen Anfang 
schaffen.  
 
Meine erste bzw. wichtigste Frage bezieht sich auf die Bankenunion. Sie haben das europäische 
Einlagenversicherungssystem bereits kurz angesprochen, aber vielleicht können Sie Ihre 
Ansichten dazu noch ein wenig erläutern, insbesondere in Anbetracht der Entwicklungen im 
Bankensektor im vergangenen März wie der Zusammenbruch der Silicon Valley Bank, die 
Übernahme der Credit Suisse und auch solcher Risiken, die durch den Einfluss der sozialen 
Medien heutzutage noch verschärft werden können. Ich denke daher, dass auch in Europa noch 
die Gefahr eines Ansturms auf die Banken besteht. Die Rolle der Einlagensicherung ist dann 
noch wichtiger, um das Vertrauen der Einleger in das Bankensystem zu wahren und solche 
Krisen zu verhindern.  
 
Wir sind daher davon überzeugt, dass es nun an der Zeit ist, ein europäisches 
Einlagenversicherungssystem zu verwirklichen. Im Juni letzten Jahres konnten Sie keine 
Einigung über den Fahrplan erzielen, aber Sie haben die Kommission beauftragt, einen 
Vorschlag zur Überarbeitung des Rahmens für das Krisenmanagement der Banken vorzulegen, 
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und sich auch verpflichtet, die Arbeit an den noch ausstehenden Elementen der Bankenunion 
fortzusetzen.  
 
Meine beiden Fragen lauten also: Da die Kommission ihren Vorschlag für einen Rahmen für 
das Krisenmanagement im Bankensektor und für die Einlagensicherung (CMDI) jetzt 
veröffentlicht hat, sind Sie der Ansicht, dass er dem von Ihnen erteilten Mandat entspricht? 
Trotz Ihrer Zusage, die Arbeit an den anderen Elementen der Bankenunion, einschließlich des 
EDIS, fortzusetzen, ist im Arbeitsplan der Euro-Gruppe bis März 2024 fast keine Diskussion 
über die Bankenunion vorgesehen, wenn ich das richtig verstehe. Sehen Sie also angesichts der 
jüngsten Ereignisse im Bankensektor und des CMDI-Vorschlags, dass in diesem 
Zusammenhang selbst im Rat eine politische Dynamik entstehen könnte, auch mit dem EDIS 
voranzukommen? 
1-014-0000 
Paschal Donohoe, Präsident der Euro-Gruppe. – Vielen Dank für diese drei Fragen.  
 
Erstens: Bin ich der Ansicht, dass das Vorschlagspaket der Kommission mit dem Mandat der 
Euro-Gruppe im Einklang steht? Ja, das glaube ich.  
 
Zweitens: Der einzige Grund, warum es in der Euro-Gruppe keine geplante Diskussion über 
die Bankenunion gibt, besteht darin, dass wir in meiner gesamten letzten Amtszeit jeden Monat 
über die Bankenunion diskutiert haben. Und gegen Ende letzten Jahres fanden sogar Treffen 
statt, bei denen fast ausschließlich um die Bankenunion ging. Nachdem die Kommission die 
Vorschläge für das Krisenmanagement und Einlagensicherung vorgelegt hat, müssen sie nun 
dem Rat (Wirtschaft und Finanzen) vorgelegt werden, und ich hoffe – und das möchte ich 
wirklich –, dass sie von Ihnen geprüft und mit Ihnen abgestimmt werden.  
 
Das ist im Grunde der Anlass dafür, dass die Gespräche nun offiziell im März 2024 
wiederaufgenommen werden sollen. Aber auch nachdem die Kommission ihre Vorschläge 
vorgelegt hat, haben wir in der Euro-Gruppe eine politische Diskussion darüber geführt. Wir 
haben einen festen Programmteil bei fast jeder Sitzung der Euro-Gruppe, wo wir über die 
makroökonomischen Aussichten diskutieren, und unter dieser Rubrik haben wir immer die 
Möglichkeit, Themen im Zusammenhang mit der Bankenunion anzusprechen. Wir können 
jederzeit die Bankenunion erörtern, wenn ich und die Minister dies wünschen.  
 
Was Ihren letzten Punkt in Bezug auf die Dynamik betrifft, so sind die Vorschläge zur 
Bankenunion, die wir uns vorliegen, natürlich vor dem Hintergrund zu sehen, was in Amerika 
und anderswo in Europa geschehen ist. Das ist der Kontext. Aber das ist nicht der Grund, warum 
wir all diese Anstrengungen unternommen haben, und es ist auch nicht der Grund, warum die 
Kommission vor ein paar Monaten die Vorschläge vorgelegt hat. Der Impetus für diese 
Anstrengungen ist in unserem eigenen Wunsch zu sehen, die Bankenunion zu stärken. Wir 
haben vielleicht betont, wie wichtig diese Arbeit aufgrund der Ereignisse in Amerika ist, aber 
was in Amerika geschah, ist nicht der Grund für diese Arbeit. Diese Anstrengungen findet statt, 
weil wir um ihre Notwendigkeit wissen.  
 
In Bezug auf die Frage, was meiner Meinung nach die Quellen potenzieller Impulse für die 
anderen Säulen der Bankenunion sind, möchte ich sagen, dass alle Mitglieder der Euro-Gruppe 
der Vollendung der Bankenunion verpflichtet sind, aber Sie wissen so gut wie ich, wie sensibel 
einige dieser Debatten sind. Ich bin davon überzeugt, dass der wichtigste Weg zur Eröffnung 
weiterer Diskussionen in der Zukunft darin besteht, dass wir uns darüber einigen, was uns 
vorliegt. Und das ist das Paket an Vorschlägen, das Sie gemeinsam mit dem spanischen 
Ratsvorsitz prüfen werden. Das und die Umsetzung dessen, worauf wir uns bereits geeinigt 
haben, sind die beiden Triebfedern in Sachen Bankenunion. Ich glaube, dass wir diese beiden 
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Bereiche abschließen können, und wenn wir das tun, wird das ein Umfeld schaffen, in dem wir 
abschätzen können, ob weitere Fortschritte bei anderen Themen möglich sind.  
 
Ich möchte jedoch stets betonen, dass dieser Fortschritt nur dann möglich ist, wenn der 
entsprechende Konsens über das Führen dieser Debatte besteht. Aber ich weiß, dass alle meine 
Kollegen dafür sorgen werden, dass wir das umsetzen, worauf wir uns geeinigt haben. 
1-015-0000 
Denis Nesci (ECR). – Herr Präsident, zunächst einmal herzlichen Dank für Ihre heutige 
Anwesenheit.  
 
Vor dem Hintergrund der jüngsten Erklärungen von Präsidentin Lagarde würde es mich 
interessieren, wie Sie die Geldpolitik der EZB bewerten. Der von Ihnen als komplex 
bezeichnete – „fragil“ träfe es meiner Ansicht nach besser – wirtschaftliche Rahmen Europas 
hätte meines Erachtens Vorsicht erfordert, nicht zuletzt auch deshalb, weil die konkrete Gefahr 
einer Rezession in den Mitgliedstaaten besteht. 
 
Die Geldkosten, die für Sie einen zentralen und unverzichtbaren Aspekt darstellen, spielen mit 
Blick auf Haushalte, Sparer und Verbraucher eine entscheidende Rolle. Sind Sie der Ansicht, 
dass hier der richtige Kurs eingeschlagen wurde?  
 
Was hingegen die wirtschaftspolitische Steuerung anbelangt, so haben Sie in Ihrem Bericht 
darauf hingewiesen, dass diese vor dem Hintergrund der diesbezüglichen allgemeinen 
Umstände zu betrachten ist. In diesem Zusammenhang möchte ich ergänzen, dass das künftige 
Wirtschaftswachstum der Mitgliedstaaten davon abhängen wird, wie diese Reform des 
Stabilitätspakts konzipiert wird. Genau deshalb halte ich Ihre Aussage, dass es die Stabilität, 
vor allem aber das Wachstum zu wahren gilt, für sehr richtig. Vor diesem Hintergrund würde 
mich interessieren, wie Sie den Ansatz der Kommission beurteilen. Ich persönlich erachte 
diesen Ansatz als etwas zu streng sowie als möglichen Auslöser einer übermäßigen Sparpolitik.  
 
Vielmehr bedarf es meiner Ansicht nach einer etwas größeren Flexibilität. Diesbezüglich 
möchte ich abschließend noch einen konkreten Vorschlag anbringen: Was würden Sie von einer 
goldenen Regel für öffentliche Investitionen und Investitionen in nationale Reformprogramme 
halten?  
1-016-0000 
Paschal Donohoe, Präsident der Euro-Gruppe. – Vielen Dank für Ihre Fragen. Ich bin der 
Ansicht, dass der Vorschlag, den die Kommission vorgelegt hat, sehr ausgewogen ist. Wie 
heute bereits einige Male erwähnt wurde, kommt es natürlich auch zu einer Reaktion auf uns, 
die zeigt, dass es unterschiedliche politische Ansichten und verschiedene wirtschaftliche 
Perspektiven gibt. Und die einzelnen Minister haben nunmehr unterschiedliche Ansichten dazu, 
wie das Thema vorangebracht werden kann. Das ist völlig verständlich und auch voll und ganz 
zu erwarten.  
 
Aber alle meine Kollegen sind sich auch darüber einig, dass der Vorschlag der Kommission 
eine sehr gute Diskussionsgrundlage bietet, und ich glaube, die Kommission hat sich intensiv 
darum bemüht, ein Gleichgewicht zwischen den verschiedenen konkurrierenden 
Schwerpunkten innerhalb des Stabilitäts- und Wachstumspakts zu finden. 
 
Was Investitionen und die laufenden Investitionen anbelangt – Sie haben insbesondere 
NextGenerationEU erwähnt –, möchte ich zwei Anmerkungen machen. Ich denke, erstens 
können wir alle sehen, welche politischen, sozialen und wirtschaftlichen Folgen es hat, wenn 
sich die Investitionen des privaten und des öffentlichen Sektors in der Europäischen Union nach 
der globalen Finanzkrise nicht erholen, und was das jetzt für unseren Stand hinsichtlich des 
Klimawandels bedeutet, was es in Bezug auf die Verfügbarkeit und die Bezahlbarkeit von 
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Wohnraum bedeutet – alles Dinge, die für den Alltag unserer Bürgerinnen und Bürger von 
grundlegender Bedeutung sind.  
 
Wenn ich mir die öffentlichen Investitionspläne anschaue, die derzeit im Rahmen von 
NextGenerationEU durchgeführt werden, sehe ich eine ausgezeichnete Gelegenheit und eine 
wunderbare Reaktion seitens der Europäischen Union, um zu verhindern, dass das 
Investitionsniveau im Nachfeld der Pandemie wieder sinkt. Ich möchte hier und heute 
behaupten, dass das Wichtigste, was alle nationalen Regierungen tun können, darin besteht, die 
Investitionspläne so umzusetzen, wie sie sich dazu verpflichtet haben. Das gilt auch für das 
Reformelement dieser Investitionspläne, denn das ist ganz wesentlich, um das Vertrauen in die 
enormen Investitionspläne aufrechtzuerhalten, die auf eine einzigartige, politisch wichtige und 
neue Weise finanziert werden.  
 
Wir müssen also die nationalen Resilienz- und Aufbaupläne umsetzen, auf die wir uns alle 
geeinigt haben, und natürlich tritt ihr Stellenwert in einer Zeit, in der wir versuchen, die 
Investitionen aufrechtzuerhalten und gleichzeitig die Kreditaufnahme zu reduzieren, besonders 
deutlich hervor. 
1-017-0000 
Denis Nesci (ECR). Darf ich Sie ferner um Ihre Meinung zum geldpolitischen Kurs der EZB 
und zu den andauernden Leitzinserhöhungen bitten?  
1-018-0000 
Paschal Donohoe, Präsident der Euro-Gruppe. – Der künftige geldpolitische Kurs obliegt der 
Europäischen Zentralbank, deren Unabhängigkeit ich voll und ganz respektiere, und ich weiß, 
dass sie im Moment notwendig ist. Sie sind sich der Folgen ihrer Entscheidungen bewusst. Wir 
müssen aber diese Herausforderungen gegen die Alternative abwägen – und die Alternative 
besteht darin, dass wir alle noch ärmer werden, wenn wir die Inflation nicht innerhalb Europas 
und insbesondere innerhalb des Euro-Währungsgebiets senken. Wenn es uns nicht gelingt, die 
Inflation wieder auf den Zielwert der EZB zu bringen, hat dies auch für den Lebensstandard in 
Europa in den kommenden Jahren schwerwiegende Folgen. Ich glaube, wir müssen alle 
möglichen Schritte unternehmen – auch aus haushaltspolitischer Sicht –, um zu verhindern, 
dass sich ein solches Szenario entfaltet. 
1-019-0000 
France Jamet (ID). – Frau Vorsitzende, Herr Donohoe, der Rat hat im März 2023 die 
Grundzüge für die Reform des wirtschaftlichen und finanziellen Rahmens des Euro-
Währungsgebiets festgelegt. Auch wenn es offensichtlich ist, dass die Sanierung der 
öffentlichen Finanzen eine grundlegende Herausforderung für die nächsten Jahre darstellt, kann 
man die Sparlogik, die dieser Reform zugrunde liegt, nur beklagen. Sie geht mit offenkundigen 
Steuererhöhungen und beispiellosen Kürzungen bei den öffentlichen Ausgaben in den 
Bereichen einher, in denen sie am dringendsten benötigt werden. 
 
Die Beibehaltung privater Ziele, wie sie seit Maastricht in den Verträgen verankert sind, ist 
nicht mehr sinnvoll. Und ein Staatsdefizit von 3 % und eine Staatsverschuldung von 60 % des 
BIP sind Ziele, die im Jahr 2023 nicht mehr sinnvoll sind. Das Wachstumspotenzial der 
Wirtschaft hat sich weitgehend verringert, und die Herausforderungen in den Bereichen 
Migration, Industrie und Klima, denen wir uns gegenübersehen, sind ungleich größer. Der Staat 
wird der einzig mögliche Investor sein, um große Strukturmaßnahmen durchzuführen, die 
notwendig sind, um all diese Herausforderungen zu meistern. Und auch wenn die Möglichkeit, 
den haushaltspolitische Kurs individuell zu gestalten, an sich nicht schlecht ist, handelt es sich 
dabei nur eine Notlösung angesichts des Paradigmenwechsels, der nach so vielen Jahren eines 
Schlingerkurses und der Verweigerung der wirtschaftlichen Realitäten vollzogen werden muss. 
 
Meine Frage lautet wie folgt: Wird die Reform letztlich eine Änderung der Methode zur 
Berechnung von Defiziten und Schulden beinhalten, um insbesondere Verteidigungsausgaben 
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und Investitionen im Zusammenhang mit der Bekämpfung des Klimawandels auszunehmen? 
Können Sie bestätigen, dass zum jetzigen Zeitpunkt die Option eines individuellen Kurses für 
jedes Land und nicht ein quantifizierbares Ziel auf der EU-Ebene gewählt wurde? 
1-020-0000 
Paschal Donohoe, Präsident der Euro-Gruppe. – Vielen Dank für Ihre Frage. In Bezug auf die 
Berechnung der Schulden und Defizite haben Sie sicherlich Kenntnis von der Arbeit, die die 
Kommission in Bezug auf eine Schuldentragfähigkeitsanalyse vorgeschlagen hat, und davon, 
wie sich dies auf ihre Arbeit in Bezug auf Ausgabenrichtwerte auswirken wird. Sie signalisiert 
also bereits in ihrer Arbeit, dass sie einen anderen Denkansatz in Bezug auf die Schuldenfrage 
verfolgen wird.  
 
In Bezug auf Ihre Frage, wie die Investitionen berechnet werden könnten, würde ich zuerst 
einmal sagen, dass in den Diskussionen, die ich mitbekommen habe, sicherlich ein hohes 
Bewusstsein dafür besteht, dass es wichtig ist, die Investitionen in unseren Volkswirtschaften 
aufrechtzuerhalten und nicht zuzulassen, dass das Investitionsniveau in unseren 
Volkswirtschaften ebenso sinkt, wie es nach der weltweiten Finanzkrise der Fall war. Wird dies 
dazu führen, dass bestimmte Ausgabenarten ausgeschlossen werden? Einige Regierungen 
sprechen sich dafür aus. Es ist nicht an mir, zu prognostizieren oder vorherzusagen, wo dies 
letztlich der Fall sein wird. Aber ich möchte deutlich machen, dass es, wenn man mit dem 
Ausschluss bestimmter Ausgabenarten beginnt, viele andere Regierungen geben wird, deren 
Auffassung nach dann auch andere Ausgabenarten ausgeschlossen werden sollten. Ich denke, 
dass das dann später zu Schwierigkeiten führen könnte, wenn es darum geht, wie die 
Ausgabenrichtwerte umgesetzt werden. Aber, wie ich schon sagte, haben die Minister 
unterschiedliche Auffassungen zu diesem Sachverhalt, und ich weiß, dass sich der spanische 
Ratsvorsitz in der kommenden Zeit intensiv mit diesem Thema befassen wird.  
 
Sie haben von Sparmaßnahmen gesprochen und von der damit verbundenen Gefahr. Wie Sie 
wissen, sind die Staatsausgaben in den letzten Jahren massiv gestiegen, und bei allen Debatten, 
die ich erlebe, geht es meiner Meinung nach darum, wie wir zumindest kurzfristig die Ausgaben 
langsamer steigern können als in den letzten Jahren. Obwohl die Verantwortung für nachhaltige 
und sichere öffentliche Finanzen nach wie vor im Vordergrund steht, ist die Diskussion, die 
jetzt geführt wird, meiner Ansicht nach eine ganz andere als die, die wir vor einem Jahrzehnt 
geführt haben, und zwar wegen der Auswirkungen des Krieges und der Pandemie. 
1-021-0000 
Markus Ferber (PPE). – Sehr geehrter Herr Donohoe, Herr Präsident der Euro-Gruppe, es ist 
eine große Freude, Sie hier bei uns zu haben. Ich schätze den Dialog mit Ihnen sehr.  
 
Sie haben das Thema Inflation ja gerade angesprochen, und auch die öffentlichen Haushalte 
mit ihrem großen Wachstum. Die EZB-Präsidentin hat ja schon mehrmals darauf hingewiesen, 
dass sie in ihrer Geldpolitik nicht alles korrigieren kann, was auf der anderen Seite in der 
Fiskalpolitik in die andere Richtung läuft. Und sie hat darauf hingewiesen, dass Geldpolitik und 
Fiskalpolitik Hand in Hand greifen müssen, wenn wir die hohe Inflation in den Griff bekommen 
wollen. In dem Zusammenhang hat Frau Lagarde ja auch bereits mehrfach kritisiert, dass viele 
der in den vergangenen Monaten von den Mitgliedstaaten verabschiedeten Maßnahmen, nicht 
zuletzt auch zur Bekämpfung der Energiekrise, eher inflationstreibend sind, also genau das 
Gegenteil von dem bewirken, was die EZB mit ihrer Zinspolitik zu erreichen versucht.  
 
Deswegen meine Frage: Welchen fiskalpolitischen Kurs halten Sie in der Euro-Gruppe in den 
kommenden Monaten, oder auch Jahren, für den richtigen, um diese Geld- und Fiskalpolitik 
Hand in Hand miteinander zusammenzubringen?  
 
Und das Zweite, weil Sie CMDI ja auch schon angesprochen haben: Wenn ich mir die 
Erklärung der Euro-Gruppe vom Juni 2022 anschaue und den Vorschlag der Kommission, liegt 
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da ja doch eine gewisse Diskrepanz vor. Was heißt das für die Arbeit auch innerhalb der Euro-
Gruppe für das Bankenunions- und CMDI-Paket? 
1-022-0000 
Paschal Donohoe, Präsident der Euro-Gruppe. – Ich danke Ihnen für diese Fragen. Mit den 
Erklärungen der Euro-Gruppe zur Haushaltspolitik – und wir werden in wenigen Wochen 
darauf zurückkommen – verpflichten wir uns, die Fiskalpolitik mit der Geldpolitik zu 
abzustimmen. Wenn man sich die Defizitprognosen ansieht – und ich weiß, dass der Herr 
Abgeordnete damit vertraut ist –, stellt man fest, dass die Defizite im Euro-Währungsgebiet 
sinken. Sie werden von rund 3,2 % in diesem Jahr auf rund 2,4 % im nächsten Jahr senken. Die 
Defizite werden also zurückgehen.  
 
Wir reduzieren jedoch die Kreditaufnahme und streben einen schrittweisen Abbau der 
Unterstützung im Energiebereich in einer Zeit an, in der die Lebenshaltungskosten für viele 
Menschen immer noch sehr hoch sind. Das zeigt dann, welches Gleichgewicht die Minister 
anstreben müssen. Wir müssen die Kreditaufnahme verringern. Wir müssen von der 
Haushaltspolitik abrücken, die während der COVID-19-Pandemie notwendig wurde und sehr 
beliebt war, und in Zeiten hoher Inflation wieder zu einer normalen Haushaltspolitik 
zurückkehren, die für Volkswirtschaften geeignet ist, die versuchen, die Inflation zu senken.  
 
Ich weiß, dass sich die EZB dazu geäußert hat, und auch Analysten haben sich zur Richtung 
der Fiskalpolitik geäußert. Die Minister beabsichtigen ebenfalls, dies zu tun. Wenn ich mir 
anschaue, was wir mit den Energiestützen gemacht haben, dann gibt es jetzt viele Beispiele 
dafür, wie sie in den Volkswirtschaften der Mitgliedstaaten schrittweise zurückgefahren 
wurden. Als Beispiel möchte ich die Situation in Irland anführen, wo die großen 
Steuerermäßigungen vom im April und Mai 2022 jetzt schrittweise auslaufen. In den letzten 
Wochen wurden die Steuern auf Benzin und Diesel in Irland angehoben, weil die Preise dafür 
aufgrund von Veränderungen auf dem Energiemarkt gesunken sind. Viele meiner Kollegen 
verfolgen derzeit ähnliche Maßnahmen. Dabei handelt es sich um ein komplexes Umfeld, aber 
ich bin sicher, dass die von uns eingegangene Verpflichtung, die Arbeit der Geldpolitik im 
Laufe der Zeit nicht noch komplizierter und noch schwieriger zu machen, wenn es um die 
Senkung der Inflation geht, dazu führen wird, dass wir in der Lage sind, voranzukommen und 
Fortschritte bei der Umsetzung unserer Haushaltspolitik zu erzielen, um dieses Ziel zu 
verwirklichen.  
 
Was Ihre Bemerkung zur Bankenunion betrifft, so hat die Kommission seit der Erklärung der 
Euro-Gruppe ihre Vorschläge zur Einlagensicherung im Krisenfall vorgelegt, und ich hoffe, 
dass wir nun in der Lage sein werden, in den kommenden Monaten eine Einigung zu diesem 
Thema zu erzielen. 
1-023-0000 
Paul Tang (S&D). – Vielen Dank und lassen Sie mich mit dem Jahresbericht der Bank für 
Internationalen Zahlungsausgleich beginnen, in dem sie ihre Besorgnis über die anhaltende 
Inflation und noch höhere Zinssätze zum Ausdruck bringt und auf das erhebliche Risiko 
weiterer finanzieller Notlagen hinweist. Vor diesem Hintergrund bzw. in diesem 
Zusammenhang möchte ich Sie auf den Standpunkt der italienischen Regierung hinweisen. 
Ministerpräsidentin Meloni zufolge kann der ESM-Vertrag nicht gebilligt werden, ohne dass es 
eine Einigung über die neuen EU-Haushaltsregeln gibt.  
 
Und deshalb meine Fragen an Sie: Wenn die Überarbeitung des ESM-Vertrags verschoben 
wird, was sind dann die Auswirkungen auf die Finanzstabilität in einem Bereich, in dem es zu 
weiteren finanziellen Notlagen kommt, wie es die BIZ ausdrückt? Zweitens: Wie schätzen Sie 
die italienische Politik von Ministerpräsidentin Meloni ein, die den ESM in Geiselhaft nimmt? 
Und drittens: Was können wir vom Präsidenten der Euro-Gruppe erwarten, wenn es darum geht, 
die Ratifizierung des ESM-Vertrags voranzubringen? Stehen Sie mit Rom in Kontakt? 



29-06-2023  15 

1-024-0000 
Paschal Donohoe, Präsident der Euro-Gruppe. – Vielen Dank für diese drei Fragen. Ich 
beginne mit der letzten Frage. Ich stehe in sehr regelmäßigem Kontakt mit Minister Giorgetti 
in Bezug auf den Status des ESM-Vertrags, und dieser Vertrag und sein derzeitiger Status in 
Italien waren Gegenstand zahlreicher Diskussionen und konstruktiver Gespräche auf der 
Sitzung des ESM-Gouverneursrats, die vor einigen Wochen in Luxemburg stattfand. Die 
Angelegenheit wurde also dort erörtert, wobei Minister Giorgetti die Euro-Gruppe in der 
vorangegangenen Sitzung der Euro-Gruppe – also im Mai – über den Status des ESM-Vertrags 
informiert hat. Wir hatten also viel Kontakt mit Minister Giorgetti, und das Thema wird sowohl 
innerhalb des ESM als auch in der Euro-Gruppe diskutiert. 
 
Was den Status dieses Vertrages in der italienischen Politik betrifft, so wird dieser Vertrag 
derzeit im italienischen Parlament und in Kürze auch formell diskutiert. Er wird dort ohnehin 
regelmäßig erörtert, da dem Vertrag in der italienischen Politik große politische 
Aufmerksamkeit zuteilwird. Ich bin mir also der Brisanz dieses Themas bewusst und verstehe 
natürlich, dass die italienische Regierung sich bereits zu diesem Vertrag geäußert hat und es 
sich dabei um ein schwieriges Thema in der italienischen Politik handelt; ich verstehe das also.  
 
Davon einmal abgesehen: Selbst wenn eine Regierung beschließt, die zusätzlichen Fazilitäten, 
die dem ESM in Zukunft zur Verfügung stehen werden, nicht in Anspruch nehmen zu wollen, 
ist es, so hoffe ich, immer noch möglich, dafür zu plädieren, dass diese Instrumente durch die 
Ratifizierung des Vertrags anderen Regierungen und anderen Mitgliedern des Euro-
Währungsgebiets offenstehen werden. Ich respektiere und verstehe den Standpunkt der 
italienischen Regierung, wenn sie sagt, dass sie in Zukunft keinen Zugang zu diesen Fazilitäten 
haben oder sie nutzen möchte.  
 
Ich verstehe das sehr gut und kann nachvollziehen, warum sie entsprechende Argumente 
vorbringt. Aber mit der Ratifizierung des Vertrags werden auch anderen Ländern die 
erweiterten Befugnisse des ESM zur Verfügung stehen, die sich in Zukunft dafür entscheiden 
könnten, davon Gebrauch zu machen. Das ist ein Argument, von dem ich hoffe, dass es in der 
laufenden Debatte in Italien Berücksichtigung findet, wenn es um die Frage geht, warum die 
Ratifizierung dieses Vertrages wichtig ist. Sie ist wichtig, weil unsere gemeinsame Währung 
dadurch ein solideres Sicherheitsnetz im Falle etwaiger künftiger Schwierigkeiten erhält. Und 
das gereicht uns allen zum Nutzen. 
1-025-0000 
Vorsitzende. – Vielen Dank. Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Wir haben die 
Zeit fast zehn Minuten überschritten. Der Austausch war äußerst interessant. Und ich danke 
Ihnen, Präsident Donohoe, für Ihre Verfügbarkeit und allen Mitgliedern, die an der Debatte 
teilgenommen haben.  
 
(Der Wirtschaftsdialog endet um 12.38 Uhr.) 


